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Am 26. März 2019 verabschiedete der Consiliul Naţional al Audiovizualului
(Nationaler Audiovisueller Rat - CNA) Beschluss Nr. 308/2019 zu den Regeln für
den audiovisuellen Wahlkampf zur Wahl der rumänischen Abgeordneten des
Europäischen Parlaments (siehe IRIS 2009-6/28, IRIS 2011-3/29, IRIS 2014-5/27).

Die Wahlen finden am Sonntag, den 26. Mai 2019 statt. Gemäß Art. 1 Abs. 1
beginnt der audiovisuelle Wahlkampf am 27. April um Mitternacht und endet am
25. Mai um 7:00 Uhr Ortszeit, 24 Stunden vor Öffnung der Wahllokale.

Die Fernseh- und Hörfunkveranstalter müssen den Grundsatz der Fairness,
Ausgeglichenheit und Unparteilichkeit gegenüber den Wahlbewerbern wahren
(Artikel 3). Der Zugang von Wahlbewerbern zu öffentlich-rechtlichen Hörfunk- und
Fernsehdiensten sowie zu Wahldiskussionen, die von privaten Hörfunk- und
Fernsehdiensten ausgestrahlt werden, ist kostenlos (Art. 7 Abs. 2). Kommerzielle
Rundfunkveranstalter, die Sendezeit für den Wahlkampf anbieten möchten,
erheben gleiche Gebühren je Zeiteinheit und/oder Sendung für die übrigen Arten
von Wahlsendungen, die nach diesem Beschluss erlaubt sind (Art. 5 Abs. 2).

Die Sendezeit für audiovisuellen Wahlkampf wird wie folgt aufgeteilt: Gemäß
wiederveröffentlichtem Art. 38 Abs. 4 des Gesetzes Nr. 33/2007 über die
Organisation und Durchführung von Wahlen zum Europäischen Parlament und Art.
5 Abs. 4 des Beschlusses Nr. 308/2019 werden 4/5 gleichmäßig unter den
Wahlbewerbern, die aktuell Mitglieder im Europäischen Parlament haben (mit
Ausnahme unabhängiger Kandidaten), und 1/5 der Sendezeit gleichmäßig unter
den Wahlbewerbern, die keine MEPs haben, sowie unter unabhängigen
Kandidaten aufgeteilt.

Gemäß Art. 7 Abs. 1 gewähren öffentlich-rechtliche und kommerzielle
Rundfunkveranstalter Wahlbewerbern lediglich Zugang zu a)
Wahlwerbesendungen, b) Wahldiskussionen und c) Wahlwerbespots. Nach den
Bestimmungen aus Art. 7 Abs. 2 ist der Zugang von Wahlbewerbern zu öffentlich-
rechtlichen Hörfunk- und Fernsehdiensten kostenlos sowie zu Wahldiskussionen,
die von privaten Hörfunk- und Fernsehsendern ausgestrahlt werden.

Gemäß Art. 8 Abs. 1 und 2 können in Nachrichtensendungen Meldungen über
Wahlkampfaktivitäten von Wahlbewerbern sowie Live-Statements verbreitet
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werden, wenn der Grundsatz der Fairness, der Ausgewogenheit, Unparteilichkeit
und Richtigkeit der Informationen für die Öffentlichkeit eingehalten wird.
Informationssendungen dürfen nicht gesponsert werden (Art. 8 Abs. 3).

Art. 9 Abs. 1 sieht vor, dass anderes audiovisuelles Material als Wahlwerbespots,
das Wahlbewerber Rundfunkveranstaltern zur Verfügung stellen, nur in
Wahlwerbesendungen ausgestrahlt werden darf. Live- oder aufgezeichnete
Ausstrahlung von Kundgebungen oder Wahlversammlungen, Pressekonferenzen
oder sonstigen Wahlkampfaktivitäten von Wahlbewerbern ohne redaktionelle
Bearbeitung durch Rundfunkveranstalter wird als Wahlwerbesendung betrachtet
(Art. 9 Abs. 2). Nach den Bestimmungen von Artikel 10 dürfen private
Rundfunkveranstalter nur solche audiovisuellen Produktionen zur Wahlwerbung
gegen Gebühr ausstrahlen, die von den Wahlbewerbern erstellt wurden und zu
denen die Rundfunkveranstalter nicht redaktionell beigetragen haben.

Wahlwerbesendungen sind von Rundfunkveranstaltern eindeutig zu kennzeichnen
(Artikel 11). Während des Wahlkampfes dürfen Kandidaten und Vertreter von
Wahlbewerbern nicht als Produzenten, Präsentatoren oder Moderatoren von
Sendungen öffentlich-rechtlicher oder privater Rundfunkveranstalter auftreten
(Art. 12 Abs. 1). Kandidaten, die ein öffentliches Amt bekleiden, dürfen in anderen
als in Wahlsendungen auftreten, wobei sich ihre Beteiligung jedoch auf Fragen
beschränken muss, die im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Funktionen
stehen. In solchen Fällen sind Rundfunkveranstalter verpflichtet, die Äquidistanz
und Vielfalt von Meinungen zu gewährleisten (Art. 12 Abs. 2).

In Bezug auf Wahlsendungen sind Rundfunkveranstalter darüber hinaus zur
Einhaltung folgender Regeln verpflichtet: Die Sendungen dürfen keinen Hass
aufgrund von Rasse, Religion, Nationalität, Geschlecht oder sexueller Orientierung
schüren; sie dürfen keine Aussagen enthalten, die die Menschenwürde oder das
Recht am eigenen Bild schmälern oder gegen die guten Sitten verstoßen; die
Sendungen dürfen keine kriminellen oder moralischen Anschuldigungen gegen
andere Kandidaten oder Wahlbewerber enthalten, wenn sie nicht ausdrücklich
durch maßgebliche Beweise gestützt werden (Artikel 13).

Gemäß Artikel 14 müssen Produzenten, Präsentatoren und Moderatoren von
Wahldiskussionen unparteiisch sein. Sie müssen sicherstellen, dass die Sendung
ausgewogen ist und jeder Gast die Möglichkeit erhält, seine Ansichten zu äußern,
und dass die Diskussion bei Wahlthemen bleibt. Sie müssen eingreifen, wenn
Gäste durch ihr Verhalten oder ihre Aussagen gegen die in Artikel 13
vorgesehenen Regeln verstoßen. Kommt ein Gast den Aufforderungen nicht nach,
kann der Moderator entscheiden, das Mikrofon abzustellen oder gegebenenfalls
auch die Sendung zu unterbrechen.

Artikel 15 sieht des Weiteren vor, dass öffentlich-rechtliche und private
Rundfunkveranstalter Wahlwerbespots nur in Wahlsendungen ausstrahlen dürfen
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(Art. 15 Abs. 1) sowie dass Wahlwerbespots keine kommerziellen Werbespots (Art.
15 Abs. 2) und nicht länger als 60 Sekunden sein dürfen und ausdrücklich in der
Verantwortung der Wahlbewerber liegen müssen (Art. 15 Abs. 3). Die
Gesamtdauer von Wahlwerbespots darf in einer Stunde sechs Minuten nicht
überschreiten (Art. 15 Abs. 4). Bei der Ausstrahlung von Wahlwerbespots sind
private Rundfunkveranstalter verpflichtet, für die Wahlbewerber gleiche
Konditionen beim Zugang und den Tarifen pro Zeiteinheit zu gewährleisten (Art.
15 Abs. 5). Wahlwerbespots dürfen nicht in Pausen von Wahlsendungen, die
anderen Wahlbewerbern zugewiesen sind, eingebunden werden (Art. 15 Abs. 6).
Während Wahldiskussionen dürfen Rundfunkveranstalter Wahlwerbespots nur in
gesonderten und entsprechend gekennzeichneten Blöcken einfügen (Art. 15 Abs.
7). Während des Wahlkampfes ist es verboten, mit Ausnahme von
Wahlwerbespots irgendeine Form von Werbung auszustrahlen, die Verweise auf
Wahlbewerber enthält (Art. 15 Abs. 8).

Darüber hinaus ist es verboten, 48 Stunden vor Wahlbeginn bis zur Schließung
der Wahllokale Meinungsumfragen, Telefonabstimmungen oder
Straßenmeinungen zu präsentieren (Art. 16 Abs. 3) oder 24 Stunden vor
Wahlbeginn bis zur Schließung der Wahllokale Wahlsendungen und
Wahlwerbespots auszustrahlen (Artikel 17). Artikel 18 enthält schließlich
Bestimmungen zum Recht auf Gegendarstellung und Richtigstellung, die sich am
allgemeinen Verfahren für diese Rechte orientieren.

The Decizia nr. 308 din 26 martie 2019 privind regulile de desfăşurare în
audiovizual a campaniei electorale pentru alegerea membrilor din
România în Parlamentul European

http://www.cna.ro/IMG/pdf/DECIZIE_nr._308_din_26_martie_2019_Alegeri_PE_2019.p
df

Beschluss Nr. 308/2019 zu den Regeln für den audiovisuellen Wahlkampf zur Wahl
der rumänischen Abgeordneten des Europäischen Parlaments
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